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►AKTUELL: WENIGER HAFTUNG FÜR EHRENAMTLICH TÄTIGE VEREINSMITGLIEDER 

In das Bürgerliche Gesetzbuch wurde im vierten 
Quartal 2009 zur Förderung des bürgerlichen Enga-
gements eine Regelung eingefügt, nach der ehren-
amtlich tätige Vorstandsmitglieder von Vereinen nur 
begrenzt persönlich haften (§ 31a BGB). Ehrenamt-
lich tätig sind solche Vorstandsmitglieder, die keine 
Vergütung oder eine Vergütung von höchstens 500 € 
pro Jahr erhalten. Diese haften gegenüber dem Ver-
ein in Wahrnehmung der Vorstandspflichten für 
vorsätzlich und grob fahrlässig verursachte Schäden. 
Nicht begrenzt wird jedoch die sozialversicherungs- 
und steuerrechtliche Haftung. Entsprechendes gilt 
auch für die Haftung gegenüber Vereinsmitgliedern, 
nicht jedoch gegenüber Dritten. 
Für die Haftungsinanspruchnahme durch Dritte bei 
einfacher Fahrlässigkeit gibt es einen Freistellungs-
anspruch des Vorstandes gegenüber dem Verein. 

Weiter möglich bleiben natürlich andere Maßnah-
men zur Haftungsbegrenzung, z. B. die Ressortver-
teilung und der Abschluss einer Versicherung. 
Der Bundesrat möchte mit Gesetzentwurf vom 
18.03.2011 (BT-Drucksache 17/5713 vom 04.05.2011) 
eine vergleichbare Regelung aus gleichem Grund 
auch für andere aktive Vereinsmitglieder schaffen. 
Der entworfene § 31b BGB ist der Regelung für Vor-
standsmitglieder nachgebildet mit der Ausnahme, 
dass gegenüber anderen Vereinsmitgliedern die Haf-
tung für einfache Fahrlässigkeit nicht ausgeschlossen 
werden soll, sondern nur ein Freistellungsanspruch 
gegenüber dem Verein entsteht. Dies ist ein positiver 
Beitrag zur Rechtsklarheit, damit entsprechende 
Haftungsbegrenzungen nicht länger nur der Recht-
sprechung überlassen werden. Allerdings müssen 
Vereine auch die Freistellungskosten budgetieren. 

►FÄLLIGKEITSTERMINE STEUERN UND SOZIALVERSICHERUNG JUNI UND JULI 2011 
 

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag1 10.06.2011 11.07.2011 

Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.06.2011 – 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag 10.06.2011 – 

Umsatzsteuer2 10.06.2011 11.07.2011 

Umsatzsteuer-Sondervorauszahlung – – 

Ende der Schonfrist obiger Steuerarten3 14.06.2011 14.07.2011 

Gewerbesteuer – – 

Grundsteuer – – 

Ende der Schonfrist obiger Steuerarten3 – – 

Sozialversicherung5 28.06.2011 27.07.2011 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Seit dem 01.01.2005 sind die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende 
Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an An-
teilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

 

1 Für den abgelaufenen Monat; bei Vierteljahreszahlern nach Quartalsende für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
2 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern nach Quartalsende (bei Dau-

erfristverlängerung einen Monat später) für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
3 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden 

Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der 
Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig 
erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. Bei Zahlung durch Scheck ist seit dem 
01.01.2007 zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Die Schonfristendet da-
mit entsprechend früher. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

5 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats vor-
gezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitli-
cher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit an die jeweilige Einzugs-
stelle übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage 
vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf 
einen Tag nach Feiertagen fällt. 
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►UNTERNEHMER / BETEILIGUNGEN 

Ausfall der Kaufpreisforderung aus Verkauf von 
Anteilen an Kapitalgesellschaft nicht steuermin-
dernd 
Die A-GmbH veräußerte 2002 an C ihre Anteile an 
der B-GmbH mit Gewinn, der körperschaftsteuerfrei 
war. Der Kaufpreis wurde aber nicht sofort bezahlt, 
sondern als Forderung aktiviert. Diese fiel 2004 
mangels Zahlungsfähigkeit des C aus. Die A-GmbH 
machte den Verlust 2004 steuermindernd geltend. 
Der Bundesfinanzhof entschied zu Ungunsten der 
A-GmbH, weil der spätere Ausfall der Kaufpreisfor-
derung auf den Veräußerungszeitpunkt zurück-
wirkt. Wenn der Veräußerungsgewinn steuerfrei 
war, kann der Verlust der Kaufpreisforderung nicht 
steuermindernd geltend gemacht werden. 

Berechnung der Rückstellung für die Aufbewah-
rung von Geschäftsunterlagen 
Für die Aufbewahrung von Geschäftsunterlagen hat-
te ein Unternehmer unter Berücksichtigung der Ein-
zelkosten und der angemessenen Teile der Gemein-
kosten einen jährlichen Aufwand von 1.070 € be-
rechnet. Als Rückstellung setzte er den 10-fachen 
Betrag an. 
Der Bundesfinanzhof folgte dem Finanzamt, das von 
einer durchschnittlichen Restaufbewahrungsdauer 
von 5,5 Jahren ausging, und reduzierte die Rückstel-
lung auf 5.885 €. 

Ringweise Veräußerung von Anteilen an Kapital-
gesellschaft zur Verlustnutzung kein Gestaltungs-
missbrauch 
Mehrere Gesellschafter waren wesentlich an einer 
GmbH beteiligt. Die GmbH machte erhebliche Ver-
luste, die die Gesellschafter einkommensteuerlich 
nicht geltend machen konnten. Sie verkauften ge-
genseitig die GmbH-Anteile zu einem Preis, der un-
ter den ursprünglichen Anschaffungskosten lag. Den 
Differenzbetrag machten sie als Verlust aus der Ver-
äußerung einer wesentlichen Beteiligung einkom-
mensteuermindernd geltend. 
Das Finanzamt meinte, die ringweise Anteilsveräu-
ßerung sei ein sog. Gestaltungsmissbrauch, weil sie 
nur aus steuerlichen Gründen stattgefunden hätte. 
Es erkannte deswegen die Verluste nicht an. 
Der Bundesfinanzhof entschied, dass kein Gestal-
tungsmissbrauch vorliegt, weil es den Gesellschaf-
tern freisteht, an wen sie ihre Anteile veräußern. 
Vorsicht: Der Verlustvortrag der GmbH kann verlo-
ren gehen, wenn es sich um einen steuerschädlichen 
Mantelkauf (Mantel = bereits bestehende Kapitalge-
sellschaft, die ihre operative Geschäftstätigkeit ein-
gestellt hat, aber als juristische Person erhalten 
bleibt, oft mit Verlustvorträgen) handelt. 

Insolvenzverwaltertätigkeit ist sonstige selbststän-
dige Arbeit 
Eine aus einem Dipl.-Ökonomen und einem bera-
tenden Betriebswirt bestehende Partnerschaftsgesell-
schaft wickelte pro Jahr rd. 18 Unternehmer- und 18 
Verbraucherinsolvenzen ab. Dazu bediente sich die 
Gesellschaft bei der Abwicklung der Fälle auch di-
verser Mitarbeiter. 
Während die Finanzverwaltung die Einkünfte der 
Gesellschaft als gewerblich qualifiziert hat, sah der 
Bundesfinanzhof sie als Einkünfte aus sonstiger 
selbstständiger Arbeit an, für die keine Gewerbe-
steuer anfällt. Das Gericht sieht es als entscheidend 
an, dass die Berufsträger trotz einer Vielzahl von 
Mitarbeitern noch leitend und eigenverantwortlich 
tätig sind. Im zu entscheidenden Fall waren 34 Mit-
arbeiter (in der Spitze) tätig. 
Es bleibt abzuwarten, welche Grenze der Bundesfi-
nanzhof in weiteren Fällen ziehen wird. 

►UMSATZSTEUER 

Umsatzsteueranspruch im Insolvenzfall 
Forderungen von in Insolvenz befindlichen Unter-
nehmen, die vom Insolvenzverwalter vereinnahmt 
wurden, galten bisher in voller Höhe als für die 
Masse vereinnahmt. Dadurch entging dem Fiskus 
der Großteil der vereinnahmten Umsatzsteuer. 
Der Bundesfinanzhof hat nun entschieden, dass die 
Entgeltvereinnahmung für eine vor Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens erbrachte Leistung auch bei der 
Sollbesteuerung eine Masseverbindlichkeit ist. Damit 
ist sowohl bei Ist- als auch bei der Sollbesteuerung 
die Umsatzsteuer an das Finanzamt abzuführen. 

Kein Vorsteuerabzug bei einem steuerfreien Betei-
ligungsverkauf 
Bezieht ein Unternehmer für einen steuerfreien Be-
teiligungsverkauf Beratungsleistungen, kann er da-
raus keinen Vorsteuerabzug geltend machen. Die 
Beratungsleistungen stehen nämlich im direkten und 
unmittelbaren Zusammenhang zur steuerfreien An-
teilsübertragung. Daran ändert auch die mittelbare 
Absicht des Unternehmers nichts, mit dem Veräuße-
rungserlös seine zum Vorsteuerabzug berechtigende 
wirtschaftliche Gesamttätigkeit zu stärken. 
In einem vom Bundesfinanzhof entschiedenen Fall 
hielt ein Industrieunternehmen 99 % der Aktien an 
einer Aktiengesellschaft. Bei der Veräußerung der 
Anteile berieten eine Anwaltskanzlei und eine In-
vestmentbank. Die in den Rechnungen der Berater 
ausgewiesene Umsatzsteuer wollte das Industrieun-
ternehmen, welches ansonsten steuerpflichtige Um-
sätze ausführt, als Vorsteuer abziehen. Das Gericht 
versagte den Vorsteuerabzug, weil der direkte und 
unmittelbare Zusammenhang zur steuerfreien Ver-
äußerung maßgeblich ist. 
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Hinweis: Bei einer nicht steuerbaren Geschäftsver-
äußerung im Ganzen wäre ein Vorsteuerabzug in 
Betracht gekommen. Dafür hätte das Industrieun-
ternehmen jedoch alle Anteile an der Tochter-
Aktiengesellschaft halten und veräußern müssen. Im 
Rahmen einer Organschaft müsste, damit eine Ge-
schäftsveräußerung angenommen werden kann, 
zumindest eine die finanzielle Eingliederung ermög-
lichende Mehrheitsbeteiligung übertragen werden. 
Darüber hinaus müsste der Erwerber beabsichtigen, 
eine Organschaft zu der Gesellschaft, deren Anteile 
übertragen worden sind, zu begründen. 

Abgrenzung Unternehmereigenschaft von privater 
Sammeltätigkeit 
Entscheidend für die Steuerbarkeit einer Tätigkeit 
ist, dass diese einer wirtschaftlichen Tätigkeit und 
nicht einer privaten Sammlertätigkeit entspricht. Be-
tätigt sich jemand nicht wie ein Händler, sondern 
wie ein privater Sammler, ist auch der Vorsteuerab-
zug ausgeschlossen. 
Dies hat der Bundesfinanzhof im Fall einer GmbH 
entschieden, die über mehrere Jahre Neufahrzeuge 
und Oldtimer angeschafft und museumsartig in ei-
ner Tiefgarage eingelagert hatte. Die GmbH habe 
sich wie ein privater Sammler verhalten. 

Ort der Leistung bei Übernahme radioaktiver 
Strahlenquellen 
Die Übernahme im Ausland befindlicher ausgedien-
ter Strahlenquellen durch inländische Unternehmer 
unterliegt der deutschen Umsatzbesteuerung. 
Ein deutsches Recyclingunternehmen übernahm im 
Ausland radioaktive Stoffe von seinen Kunden 
(Universitäten, Kliniken und Laboratorien) und 
verwertete diese im Inland. Zur Verwertung gehör-
ten im Wesentlichen die Einholung von Genehmi-
gungen, das Bereitstellen eines Spezialcontainers, 
der Ausbau und die Umladung der Strahlenquellen 
in den Container, der Abtransport des Containers 
aus dem Bestrahlungsraum, die sog. Freimessung 
sowie Transportleistungen (Gefahrguttransport ein-
schließlich Versicherungen) im Aus- und Inland. 
Die Leistungen des Recyclingunternehmens sind als 
Einheit anzusehen, deren Hauptzweck in der Über-
nahme der ausgedienten Strahlenquellen liegt. Da es 
sich hierbei nicht um Arbeiten an beweglichen kör-
perlichen Gegenständen handelt und die Übernahme 
von Strahlenquellen auch nicht zu den Tätigkeiten 
gehört, die im Rahmen des Ingenieurberufs haupt-
sächlich und gewöhnlich erbracht werden, wird die 
sonstige Leistung an dem Ort ausgeführt, von dem 
aus der Unternehmer sein Unternehmen betreibt. 
Das deutsche Recyclingunternehmen betrieb sein 
Unternehmen von einem Ort im Inland aus, so dass 
seine Leistungen der inländischen Umsatzbesteue-
rung unterliegen. 

Haus-Notruf-Dienst eines Vereins für Rettungs-
dienste umsatzsteuerfrei, aber nicht notärztlicher 
Transportdienst und Menüservice 
Das Entgelt, das ein Verein für einen Haus-Notruf-
Dienst erhält, ist von der Umsatzsteuer befreit. Die 
Umsatzsteuerbefreiung gilt nach Auffassung des 
Bundesfinanzhofs entgegen dem deutschen Recht 
auch für Vereine, die weder ein amtlich anerkannter 
Verband der freien Wohlfahrtspflege noch einem 
solchen Verband als Mitglied angeschlossen sind. 
Diese Vereine können sich zumindest in den Fällen 
unmittelbar auf die Steuerbefreiung auf Grund der 
Umsatzsteuer-Richtlinie der Europäischen Union 
berufen, in denen die Sozialversicherung die Kosten, 
wenn auch nur zum Teil, übernimmt. 
Demgegenüber ist ein notärztlicher Transportdienst 
eines nicht amtlich anerkannten und auch keinem 
anerkannten Verband angeschlossenen Vereins we-
der nach nationalem noch nach EU-Recht von der 
Umsatzsteuer befreit, wenn der Verein seine Leis-
tungen unmittelbar mit dem Notarzt und nicht mit 
dem Patienten bzw. der Krankenkasse abrechnet. 
Der Menüservice eines solchen Vereins ist keinesfalls 
von der Umsatzsteuer befreit. 

►ARBEITGEBER / ARBEITNEHMER 

Anrufungsauskunft im Lohnsteuerverfahren hat 
keine Bindungswirkung für die Veranlagung 
Ein fehlerhafter Lohnsteuerabzug auf Grund einer 
falschen Lohnsteueranrufungsauskunft betrifft das 
Rechtsverhältnis zwischen Betriebsstättenfinanzamt 
und Arbeitgeber. Bei der Veranlagung des Arbeit-
nehmers ist das zuständige Wohnsitzfinanzamt an 
diese Auskunft nicht gebunden. Das Amt kann die 
richtige Versteuerung im Rahmen der Veranlagung 
des Arbeitnehmers durchführen. 
Unabhängig davon ist das Betriebsstättenfinanzamt 
berechtigt, eine fehlerhafte Anrufungsauskunft ge-
genüber dem Arbeitgeber jederzeit unter Angabe 
von Gründen zu widerrufen. 

Mehraufwendungen für Verpflegung bei Fahrtä-
tigkeit zeitlich unbegrenzt 
Mehraufwendungen für Verpflegungen können 
durch Ansatz gestaffelter Pauschbeträge (entspre-
chend der Dauer der Abwesenheit) berücksichtigt 
werden. Dies gilt auch für Personen, die typischer-
weise nur an ständig wechselnden Arbeitsstellen 
oder auf einem Fahrzeug tätig sind. In der Regel ist 
der Abzug auf drei Monate beschränkt. 
Der Bundesfinanzhof hat seine Rechtsprechung ge-
ändert. Danach findet die Dreimonatsfrist bei einer 
Fahrtätigkeit (auch bei Seereisen) keine Anwendung. 
Ist ein Arbeitnehmer auf einem Fahrzeug tätig, ist er 
typischerweise auswärts beschäftigt. Die Mehrauf-
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wendungen sind deshalb zeitlich unbegrenzt ab-
zugsfähig. 

Umgekehrte Heimfahrten bei doppelter Haushalts-
führung 
Unterhält ein Ehegatte aus beruflichen Gründen eine 
doppelte Haushaltsführung und kann er die wö-
chentliche Familienheimfahrt aus privaten Gründen 
nicht antreten, sind die Besuchsfahrten des anderen 
Ehegatten keine Werbungskosten. Diese Beurteilung 
stützt sich in erster Linie darauf, dass nur einem Ar-
beitnehmer Werbungskosten im Rahmen der dop-
pelten Haushaltsführung entstehen können. Die 
Aufwendungen des Ehegatten in diesem Zusam-
menhang sind privat veranlasst und damit auch 
nicht abzugsfähig. 
Dies wäre evtl. anders zu beurteilen, wenn der aus-
wärtig tätige Ehegatte aus beruflichen Gründen eine 
Familienheimfahrt nicht antreten kann. Damit wären 
die Fahrtkosten des Besuchenden als mittelbar ver-
anlasste Werbungskosten anzusehen. 

Kündigung wegen Arbeitsverweigerung aus Glau-
bensgründen 
Einem Arbeitnehmer, der sich aus nicht nur zum 
Schein vorgetragenen religiösen Gründen weigert, 
eine Arbeitsaufgabe zu erfüllen, zu der er vertraglich 
verpflichtet ist, kann nur dann wegen der Nicht-
Erbringung dieser Leistung gekündigt werden, 
wenn keine nahe liegenden anderen Beschäfti-
gungsmöglichkeiten im Unternehmen für ihn beste-
hen. Hat der Arbeitgeber im Rahmen der von ihm zu 
bestimmenden betrieblichen Organisation die Mög-
lichkeit einer vertragsgemäßen Beschäftigung, die 
den religionsbedingten Einschränkungen des Ar-
beitnehmers Rechnung trägt, so muss er ihm diese 
Tätigkeit zuweisen. 
Mit dieser Begründung hat das Bundesarbeitsgericht 
einen Fall zur nochmaligen Verhandlung an ein 
Landesarbeitsgericht zurückverwiesen. Dabei ging 
es um einen gläubigen Moslem, der als Ladenhilfe 
eines Warenhauses beschäftigt wurde. Als er sich 
weigerte, im Getränkebereich zu arbeiten, weil ihm 
auf Grund seines Glaubens jegliche Mitwirkung bei 
der Verbreitung von Alkoholika verboten sei, kün-
digte ihm sein Arbeitgeber. Nach Ansicht des Bun-
desarbeitsgerichts war dies nicht ohne Weiteres 
möglich. Vielmehr müsse aufgeklärt werden, welche 
Tätigkeiten dem Arbeitnehmer auf Grund seiner re-
ligiösen Überzeugungen verboten sind und ob an-
derweitige Beschäftigungsmöglichkeiten innerhalb 
des Unternehmens bestehen. 

►ALLE STEUERPFLICHTIGEN 

Außergewöhnliche Belastung bei behinderungs-
bedingten Umbaukosten 
Der Bundesfinanzhof hat seine Rechtsprechung zu 
behinderungsbedingten Mehraufwendungen bestä-
tigt und die Aufwendungen von Eltern für ihre seit 
der Geburt schwerbehinderte Tochter (Grad der Be-
hinderung 100 %) zum Abzug als außergewöhnliche 
Belastung zugelassen. 
Ggf. müsse ein Sachverständigengutachten durch 
die Finanzverwaltung eingeholt werden, um die 
Frage zu klären, welche baulichen Maßnahmen 
durch die Behinderung verlasst sind. 
Eltern hatten ein Grundstück erworben und das 
Haus behindertengerecht umgebaut, was auch durch 
ein Gutachten des Medizinischen Dienstes einer 
Krankenkasse, die Zuschüsse gewährte, bestätigt 
wurde. Finanzamt und Finanzgericht hatten den 
Abzug der Aufwendungen als außergewöhnliche 
Belastung abgelehnt. 

Voraussetzungen für die Selbstanzeige erschwert 
Nach Ansicht des Gesetzgebers haben unehrliche 
Steuerzahler das Institut der Selbstanzeige zuneh-
mend missbraucht. Im Rahmen einer Hinterzie-
hungsstrategie haben sie jeweils nur die hinterzoge-
nen Steuern und Steuervorteile offen gelegt, die von 
Entdeckung bedroht waren (Teilselbstanzeige). 
Nunmehr gelten zusätzliche erschwerende Voraus-
setzungen, um in den Genuss einer strafbefreiend 
wirkenden Selbstanzeige zu kommen. Im Einzelnen: 
· Es muss eine vollständige Korrektur der unrich-

tigen Angaben zu allen unverjährten Steuerstraf-
taten einer Steuerart erfolgen. Innerhalb einer 
Steuerart sind Teilselbstanzeigen daher nicht 
mehr möglich. 

· Beträgt die hinterzogene Steuer bzw. der nicht 
gerechtfertigte Steuervorteil nicht mehr als 
50.000 € je Tat, wird auf Grund der wirksamen 
Selbstanzeige weiterhin Straffreiheit gewährt. Bei 
Veranlagungssteuern bedeutet „je Tat“ pro Ver-
anlagungszeitraum. 

· Bei Überschreitung der 50.000 €-Grenze je Tat 
wird bei Vorliegen einer wirksamen Selbstanzei-
ge nur dann von der Verfolgung abgesehen, 
wenn neben Steuern und Zinsen ein zusätzlicher 
Geldbetrag von 5 % der hinterzogenen Steuern 
gezahlt wird. Die Zahlung muss an die Staatskas-
se und innerhalb einer dem Täter gegenüber be-
stimmten, angemessenen Frist erfolgen. 

· Die Selbstanzeige muss vor Bekanntgabe einer 
Prüfungsanordnung eingehen. Damit wird der 
Zeitpunkt, bis zu dem eine strafbefreiende Selbst-
anzeige möglich ist, vorverlegt. Bisher war der 
Beginn einer steuerlichen Prüfung maßgeblich. 


